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1. Umgründungssteuer: Highlights aus dem Wartungserlass 2018

Die Umgründungssteuerrichtlinien (UmgrStR) wurden erst im Vorjahr einer Wartung unterzogen. Der 
nunmehr vorliegende UmgrStR-Wartungserlass 2018 arbeitet in die UmgrStR sämtliche gesetzliche 
Änderungen, BMF-Erlässe, VwGH-Judikate und geänderte Verwaltungsmeinungen ein, die seit der 
letzten Wartung ergangen sind. Die für die Praxis in Einzelfällen relevanten Änderungen haben wir für 
Sie herausgesucht: 

1.1 Begründung eines Baurechts im Zuge einer Einbringung 

Die mit dem Jahressteuergesetz 2018 erfolgte 
Regelung in § 16 Abs 5 UmgrStG, wonach es 
zulässig ist, im Rahmen einer Einbringung den 
Grund und Boden im Eigentum des Einbrin-
genden zurückzubehalten und nur das Ge-
bäude samt einem Baurecht auf die überneh-
mende Kapitalgesellschaft zu übertragen, 
wurde auch in die UmgrStR eingearbeitet. 
Danach muss das Gesuch auf Einverleibung 
des Baurechts beim Grundbuch spätestens 
gleichzeitig mit dem Abschluss des Ein-
bringungsvertrags gestellt werden. Wird das 
Gesuch erst nach dem Abschluss des Einbrin-
gungsvertrags gestellt, ist die im Rückwir-
kungszeitraum erforderliche Trennung von 
Grund und Boden vom Gebäude nicht wirksam erfolgt. Zusätzliche Voraussetzung ist, dass das Bau-
recht in der Folge tatsächlich eingetragen wird. Diese Neuerung gilt bereits für nach dem 31.7.2018 
beschlossene bzw. unterfertigte Einbringen.  
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1.2 Einräumung eines Wohnrechts im Rahmen einer Einbringung 

Die Übertragung oder erstmalige Einräumung eines Wohnrechts an einem Teil eines Betriebsge-
bäudes stellt keine schädliche Gegenleistung im Rahmen einer Einbringung dar, sondern ist als Zu-
rückbehalten iSd § 16 Abs 5 Z 3 UmgrStG zu qualifizieren. 

1.3 Änderungen beim Ratenzahlungskonzept beim Wegzug 

Die geänderten Bestimmungen für den Wegzug aus 
der inländischen Steuerpflicht wurden in die Um-
grStR eingearbeitet. Demnach kann bei Umgründun-
gen auf einen Stichtag nach dem 31.12.2018 die 
durch den Wegzug verursachte Steuerschuld für 
das Anlagevermögen nur mehr auf fünf Jahre 
(bisher sieben Jahre) verteilt entrichtet werden. 
Noch nicht bezahlte Raten werden ua dann vorzeitig 
fällig gestellt, wenn der Ort der Geschäftsleitung in 
einen Staat außerhalb von EU/EWR verlegt wird, bei 
Insolvenz oder  wenn der Steuerpflichtige mit der 
vollständigen Bezahlung einer Rate mehr als zwölf 
Monate ab Fälligkeit säumig wird. 

1.4 Wegzug mit Nichtfestsetzungsantrag und spätere Steuerfestsetzung bei Veräußerung 

Wird ein mit Antrag auf Nichtfestsetzung gem § 27 Abs 6 EStG behafteter Kapitalanteil nach dem Weg-
zug des Gesellschafters eingebracht oder umgewandelt, führen sowohl die Veräußerung des übertra-
genen Vermögens als auch die Veräußerung der Gegenleistung zur Festsetzung der inländischen 
Steuerschuld.  

Beispiel: Die im Inland ansässige natürliche Person A hält einen Kapitalanteil an der inländischen A-
GmbH. Anlässlich des Wegzugs von A nach Deutschland stellt dieser einen Antrag auf Nichtfestsetzung 
der Steuerschuld hinsichtlich der in der Beteiligung an der A-GmbH enthaltenen stillen Reserven. In der 
Folge bringt der nunmehr in Deutschland ansässige A seinen Kapitalanteil an der A-GmbH in die deut-
sche D-GmbH gem Art III UmgrStG ein und erhält als Gegenleistung dafür eine Beteiligung an der D-
GmbH.  
Diese Einbringung führt noch nicht zu einer Festsetzung der anlässlich des Wegzugs von A nicht fest-
gesetzten Steuerschuld. Veräußert in der Folge die D-GmbH den Anteil an der A-GmbH oder veräußert 
A seinen Anteil an der D-GmbH, führt dies in beiden Fällen zur Vorschreibung der bislang bei A nicht 
festgesetzten Steuerschuld aufgrund des Wegzugs von Österreich nach Deutschland. 

1.5 Umwandlung eines Gruppenmitglieds führt nicht zum Ausscheiden aus Gruppe 

Die VwGH-Rechtsprechung,, wonach kein rückwirkendes Ausscheiden eines Gruppenmitglieds bei 
errichtender Umwandlung innerhalb der Gruppe im Fall der Übertragung des Vermögens auf den allei-
nigen Kommanditisten vorliegt, wurde übernommen. Die UmgrStR sehen eine errichtende Umwandlung 
eines Gruppenmitglieds aber nur dann als unschädlich für die Gruppenzugehörigkeit an, wenn das 
Vermögen der errichtend umgewandelten Kapitalgesellschaft nach der Umwandlung zu 100 % dem 
alleinigen Kommanditisten, welcher der Gruppenträger ist, zuzurechnen ist. Daher sind nach Ansicht 
der UmgrStR gruppenfremde Minderheitsgesellschafter im Fall einer errichtenden Umwandlung auf eine 
GmbH & Co KG schädlich. 
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1.6 Keine Einbringung bei Rücknahme des Antrags beim Firmenbuch 

In den UmgrStR wurde nunmehr klargestellt, dass bei Zurückziehung eines Antrags auf Eintragung 
einer Einbringung beim Firmenbuch die Einbringung weder nach Art III UmgrStG noch außerhalb des 
Art III UmgrStG zu Stande kommt. 

1.7 Teileinbringungen aus dem Vermögen eines Einzelunternehmers 

Die UmgrStR vertreten nunmehr die Ansicht, dass die Einbringung eines Teilbetriebs aus dem Be-
triebsvermögen eines Einzelunternehmers auch dann zu keiner Entnahmebesteuerung führt, wenn die 
Beteiligung an der Kapitalgesellschaft, in die eingebracht wird, sowohl vor als auch nach der Einbrin-
gung zum Privatvermögen des Einzelunternehmers gehört. 

1.8 Realteilung einer durch Erbfall entstandenen GesbR 

Die Aussagen der UmgrStR zum realteilungsfähigen Vermögen wurden dahingehend ergänzt, wonach 
auch eine GesbR, die durch einen Erbfall entstanden ist, real geteilt werden kann, sofern Teilbetriebe 
oder sonstiges teilungsfähiges Vermögen (zB Mitunternehmeranteile, Kapitalgesellschaftsanteile) in der 
durch Erbfall entstandenen GesbR vorhanden ist. 

2. Spaltung von Genossenschaften ab 2019 möglich

Mit Genossenschaftsspaltungsgesetz (GenSpaltG) hat der Gesetzgeber den bislang bestehenden 
Nachteil der Genossenschaften im Vergleich zu Kapitalgesellschaften beseitigt. Das neue Gesetz ist auf 
Spaltungen von Genossenschaften anzuwenden, bei denen der Beschluss bzw die vertragliche Verein-
barung der Spaltung ab dem 1.1.2019 erfolgt. Inhaltlich orientiert sich das GenSpaltG eng am beste-
henden SpaltG. Die übliche neunmonatige Rückwirkungsfrist, die in allen Bereichen von Umgründun-
gen besteht, wurde auch beim GenSpaltG normiert. Daher können Spaltungen von Genossenschaf-
ten ab 1.1.2019 auf einen Stichtag zurückbezogen werden, der in das Jahr 2018 zurückreicht. 
Gleichzeitig mit dem GenSpaltG wurden auch die erforderlichen Anpassungen im UmgrStG vorgenom-
men. Für Revisionsverbände, die bislang in der Rechtsform eines Vereins organisiert sind, wird durch 
eine gleichzeitige Änderung des Genossenschaftsrevisionsgesetzes die Möglichkeit geschaffen, sich in 
Genossenschaften umzuwandeln. 

Ihr Ansprechpartner ist: 
Dr. Klaus Fiebich 

+43(316)324453-11 
fk@fiebich.com 

mailto:fk@fiebich.com
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3. Termin 28.2.2019:

3.1 Einreichung Jahreslohnzettel und weiterer Meldungen für Zahlungen 2018 

Unternehmer müssen neben den Jahreslohnzetteln 2018 (Formular L 16) für ihre Dienstnehmer auch 
Zahlungen an andere Personen für bestimmte Leistungen, die außerhalb eines Dienstverhältnisses 
gezahlt werden, elektronisch über ELDA (www.elda.at) bzw für Großarbeitgeber über ÖSTAT (Statistik 
Austria) melden. Das sind die Meldungen gem §§ 109 a und b EStG. 
• Eine Meldung nach § 109a EStG (zB: Aufsichtsräte, Stiftungsvorstände, Vortragende oder Leistun-

gen im Rahmen eines freien Dienstverhältnisses) kann unterbleiben, wenn das Gesamtentgelt (inkl 
Reisekostenersätze) für ein Kalenderjahr netto nicht mehr als € 900 / Person bzw Personenvereini-
gung beträgt. Das Entgelt für jede einzelne Leistung darf € 450 nicht übersteigen.

• Mitteilungen bei Auslandszahlungen gem § 109b EStG (Formular E 109b) betreffen Zahlungen ins
Ausland für Leistungen aus selbständiger Arbeit, die im Inland ausgeübt wurden. Weiters sind Zah-
lungen bei Vermittlungsleistungen, die von unbeschränkt Steuerpflichtigen erbracht werden oder sich
auf das Inland beziehen, sowie bei kaufmännischer und technischer Beratung im Inland (zB Kon-
sulententätigkeit) zu melden. Diese Regelung zielt auf die Erfassung von Zahlungen ab, unabhängig
davon, ob an unbeschränkt oder beschränkt Steuerpflichtige bzw ob eine Freistellung durch ein DBA
vorliegt. Die Mitteilung kann unterbleiben, wenn die Zahlung an den einzelnen ausländischen Leis-
tungserbringer € 100.000 nicht übersteigt, ein Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen erfolgte
oder die Zahlung an eine ausländische Körperschaft geleistet wurde, die einem zumindest 15 %igen-
Steuersatz unterliegt. Bei vorsätzlicher Nichterfüllung droht eine Geldstrafe von bis zu 10 % des zu
meldenden Betrags.

3.2 Meldungen für den Sonderausgabenabzug von Spenden, Kirchen- und Pensionsversiche-
rungsbeiträgen 

Um die automatische Erfassung als Sonderausgabe in den Steuererklärungen bzw Arbeitnehmerveran-
lagungen zu erlangen, sind bis zum 28.2.2019 Zahlungen des Jahrs 2018 durch die Empfängerorgani-
sation an das Finanzamt zu melden. Dies betrifft nur Organisationen mit fester örtlicher Einrichtung im 
Inland. Spender, die ihre Identifikationsdaten (Vorname und Zuname lt Meldezettel und Geburtsdatum) 
bei der Einzahlung bekannt geben, stimmen grundsätzlich der Datenübermittlung zu. Auf Basis dieser 
Identifikationsdaten muss dann von der Spendenorganisation das verschlüsselte bereichsspezifische 
Personenkennzeichen für Steuern und Abgaben (vbPK-SA) elektronisch übermittelt werden. 

http://www.elda.at/
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